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1 Planungsanlass 

Die Stadt Rahden beabsichtigt, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung 

neuer Wohnbauflächen im Bereich „Nördlich Osnabrücker Straße“ zu schaffen. Anlass hierfür 

ist der anhaltende Bedarf an Wohnbaugrundstücken im Zentralort Rahden. Zur Deckung die-

ses Bedarfs hat die Stadt bereits eine Teilfläche des insgesamt rund 12 ha großen Entwick-

lungsbereiches erworben, um dort in einem ersten Bauabschnitt ein neues Wohngebiet zu 

entwickeln und zu vermarkten. 

Die geplante wohnbauliche Entwicklung basiert auf der vom Rat der Stadt Rahden am 

18.05.2017 beauftragte städtebaulichen Rahmenplanung für den Bereich „Nördlich Osnabrü-

cker Straße“. Die Fläche wurde dabei als zentrale Entwicklungsfläche für die zukünftige Wohn-

siedlungsentwicklung des Zentralortes identifiziert. 

Da die für die Wohnbauentwicklung vorgesehene Fläche im wirksamen Flächennutzungsplan 

bislang als Fläche für die Landwirtschaft mit dem Zusatz „Siedlungsschwerpunkt“ dargestellt 

ist, ist eine Anpassung der vorbereitenden Bauleitplanung erforderlich. Die 89. Änderung des 

Flächennutzungsplanes erfolgt daher parallel zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 100 

„Nördlich Osnabrücker Straße“ gemäß § 8 (3) BauGB. 

 

Neben der Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Wohnbauentwicklung 

dient die Flächennutzungsplanänderung zugleich der Aktualisierung und Bereinigung des Flä-

chennutzungsplanes. Dabei werden nicht entwickelbare bzw. langfristig nicht aktivierbare Bau-

flächen aus den Flächenreserven herausgenommen. Hierdurch werden die im Siedlungsflä-

chenmonitoring (SFM) geführten Flächenpotenziale an die tatsächlichen Entwicklungsmög-

lichkeiten angepasst und eine bedarfsgerechte Siedlungsentwicklung unterstützt. 

 

 

2 Verfahren / Abwägung 

Der Rat der Stadt Rahden hat in seiner Sitzung am 16.07.2026 die Aufstellung der 89. Flä-

chennutzungsplanänderung beschlossen. Für die Änderung des Flächennutzungsplanes ist 

ein zweistufiges Regelverfahren nach den Vorschriften der §§ 3 (1+2) und 4 (1+2) BauGB 

unter Einbeziehung einer Umweltprüfung gemäß § 2 (4) BauGB durchzuführen. 

In einem ersten Verfahrensschritt wurde demgemäß die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 

sowie die Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange in der Zeit 

vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ durchgeführt. Zusätzlich wurde am 10.09.2026 

eine öffentliche Bürgerversammlung im Rathaus der Stadt Rahden durchgeführt. 

Nach Auswertung der Ergebnisse aus der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-

gung ist der Entwurf für die Dauer von mindestens dreißig Tagen im Internet zu veröffentlichen. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind zu beteiligen. Demgemäß konn-

ten im Zeitraum vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ Stellungnahmen zur Planung 

abgegeben werden. 
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3 Geltungsbereich / Bestand 

Der Änderungsbereich umfasst den Geltungsbereich des B-Planes Nr. 100 „Nördlich Osnab-

rücker Straße“ sowie weitere Flächen zur Bereinigung des Flächennutzungsplanes.  

Der Bereich des B-Planes befindet sich im Zentralort Rahden und grenzt unmittelbar an den 

bestehenden bebauten Siedlungsbereich an, östlich der B 239 und nördlich der Osnabrücker 

Straße. Der Planungsraum umfasst eine Gesamtfläche von etwa 4,7 Hektar und beinhaltet 

einen Teil des Flurstücks 217 in der Gemarkung Rahden. Die betroffenen Flächen sind derzeit 

unbebaut und unterliegen einer ackerbaulichen Nutzung. Im westlichen Bereich, parallel zur 

Bundesstraße, verläuft eine 110-kV-Freileitung. Im Norden grenzt unmittelbar der bereits voll-

ständig bebaute Siedlungsbereich „Im Mühlenfeld“ an. Im Westen verläuft die Diepholzer 

Straße (B 239). Die Erschließung des Plangebietes ist über einen direkten Anschluss an die 

im Süden verlaufende Osnabrücker Straße (K 58) geplant.  

 

 
Geltungsbereich auf Luftbild 2024 

 

 

4 Planungsrechtliche Ausgangssituation 

4.1 Landes- und Regionalplanung 

Landesentwicklungsplan 

Ziel des Landesentwicklungsplanes Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) ist die Entwicklung der 

räumlichen Struktur des Landes. Es ist eine nachhaltige Raumentwicklung, die die sozialen 

und wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Einklang 

bringt und zu einer dauerhaften, großräumig ausgewogenen Ordnung mit gleichwertigen Le-

bensverhältnissen in den Teilräumen des Landes beiträgt, umzusetzen. Nach den Darstellun-

gen des LEP NRW ist Rahden als Siedlungsraum/Grundzentrum festgelegt. Die Siedlungsent-

wicklung der Gemeinden hat sich innerhalb des Siedlungsraumes bedarfsgerecht, nachhaltig 

und umweltverträglich zu vollziehen. Das Plangebiet liegt inmitten der historisch gewachsenen 
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Kulturlandschaft „Minden-Lübbecker Land“. Die Vielfalt der Kulturlandschaften und des raum-

bedeutsamen kulturellen Erbes ist im besiedelten und unbesiedelten Raum zu erhalten und im 

Zusammenhang mit anderen räumlichen Nutzungen und raumbedeutsamen Maßnahmen zu 

gestalten. Ein weiteres Ziel des LEP NRW ist die flächensparende und bedarfsgerechte Sied-

lungsentwicklung. Sie ist an der Bevölkerungsentwicklung, der Entwicklung der Wirtschaft, der 

vorhandenen Infrastrukturen sowie den naturräumlichen und kulturlandschaftlichen Entwick-

lungspotenzialen auszurichten. Ein Grundsatz des Landesentwicklungsplanes Nordrhein-

Westfalen (LEP NRW) ist die Wiedernutzung von Brachflächen. Durch ein Flächenrecycling 

sollen hierbei Brachflächen neuen Nutzungen zugeführt werden (s. Pkt. 6.1-8 Grundsatz LEP 

NRW). 

 

Regionalplan 

Im Regionalplan OWL sind gemäß Vorgaben des LEP NRW die möglichen Standorte der künf-

tigen Siedlungsentwicklung in der Region festgelegt. Die Flächen umfassen sowohl die vor-

handenen Siedlungsflächen als auch ein Flächenangebot für künftige Siedlungsnutzungen 

und werden durch die Festlegung von Flächenkontingenten für Wohnbau- und Wirtschaftsflä-

chen ergänzt. Die Siedlungsbereiche wurden nach planerischen Kriterien, unter Berücksichti-

gung des errechneten Bedarfs für Wohnungsbau- und Wirtschaftsflächen, sowie der gemeind-

lichen Entwicklungsabsichten und unter Beachtung der rechtlichen Vorgaben zeichnerisch 

festgelegt. Zu den planerischen Kriterien gehören insbesondere 

− das Freihalten von Freiraumbereichen, die dem Natur- und Landschaftsschutz, der Land- und 

Forstwirtschaft, der Erholung, dem Verkehr oder dem Abbau von Bodenschätzen vorbehalten 

sind,  

− die Ausrichtung der Siedlungsentwicklung auf zentrale Siedlungsbereiche mit einer gebündel-

ten Infrastrukturausstattung und  

− die Berücksichtigung der Erfordernisse von Klimaschutz- und -anpassung und dem Schutz der 

Kulturlandschaften sowie 

− Netzausbau und Transportleitungen. 

 

Gemäß zeichnerischer Darstellung des Regionalplans OWL liegt der Änderungsbereich inner-

halb des allgemeinen Siedlungsbereiches (ASB) von Rahden. Die allgemeinen Siedlungsbe-

reiche sind als Vorranggebiete festgelegt. In ihnen sind Flächen für Wohnen, wohnverträgli-

ches Gewerbe, Wohnfolgeeinrichtungen, öffentliche und private Dienstleistungen, siedlungs-

zugehörige Grün-, Sport-, Freizeit- und Erholungsflächen als raumbedeutsame Nutzungen 

vorgesehen (s. S1 -Ziel- RP OWL).  

 

Im Rahmen der bauleitplanerischen Umsetzung von bisher unbebauten Freiflächen innerhalb 

von allgemeinen Siedlungsbereichen sollen neue Siedlungsflächen möglichst unmittelbar an 

vorhandene, im Flächennutzungsplan für bauliche oder verkehrliche Nutzungen dargestellte 

Flächen angeschlossen werden (s. S2 -Grundsatz- RP OWL). Als Beitrag zur Sicherstellung 

einer flächensparenden Siedlungsentwicklung soll bei der bauleitplanerischen Umsetzung der 

allgemeinen Siedlungsbereiche eine möglichst hohe Bebauungsdichte angestrebt werden. 

Hierzu sollen die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung an den in der jeweils gültigen 

BauNVO genannten Orientierungswerten ausgerichtet werden, soweit dies mit den städtebau-

lichen Belangen vereinbar ist (s. S3 -Grundsatz- RP OWL). 

Die Gemeinden dürfen neue Bauflächen oder Baugebiete für Wohnbaunutzungen auf bisher 

für Siedlungszwecke nicht genutzten Freiflächen nur darstellen, wenn die vorhandenen freien 
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Flächenreserven des Flächennutzungsplans an Bauflächen und Baugebieten für Wohn-

baunutzungen mit einer zusammenhängenden Flächengröße von mehr als 2.000 m2 für ein 

bedarfsgerechtes Angebot an Wohnbauflächen nicht ausreichen oder aus städtebaulichen 

Gründen für eine Nutzung nicht verfügbar gemacht werden können. Dabei dürfen die für die 

jeweilige Kommune als Obergrenze festgelegten Flächenkontingente für Wohnbauflächen (für 

Rahden 17 ha Bruttobauland) nicht überschritten werden (s. S9 -Ziel- RP OWL). 

 

 
Ausschnitt aus dem Regionalplan OWL  

[© Kreis Minden-Lübbecke, 2024] 

 

Fazit 

Die im Landesentwicklungsplan (LEP NRW) und im Regionalplan aufgeführten Ziele und 

Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung müssen von der Stadt beachtet werden. 

Mit der Planung soll in Rahden neuer Wohnraum geschaffen werden. Für die Bereitstellung 

von neuem Wohnraum wird die Inanspruchnahme intensiv genutzter landwirtschaftlicher Flä-

chen (Acker) im Außenbereich, unmittelbar angrenzend an den bebauten Siedlungsbereich 

von Rahden, erforderlich, da innerhalb der Ortslage dem freien Markt keine Bauflächenreser-

ven zur Verfügung stehen. Durch die Planung soll der Siedlungsbereich städtebaulich abge-

rundet und dem Bedarf entsprechend erweitert werden. Rahden ist als Grundzentrum ausge-

wiesen. Mit der Planung wird somit dem Ziel des LEP NRW entsprochen, Siedlungsentwick-

lungen innerhalb des Siedlungsraumes zu vollziehen. 

In der Stadt Rahden besteht eine anhaltend hohe Nachfrage nach Wohnbaugrundstücken. Die 

vorbereitenden Planungsschritte für den letzten Bauabschnitt „Kleinendorf - 2. Erweiterung 

Holunderweg“ sind abgeschlossen, so dass die Vermarktung in absehbarer Zeit beginnen 

kann. Mit der geplanten Siedlungserweiterung im Bereich der Osnabrücker Straße wird die 

Entwicklung der Stadt Rahden innerhalb des allgemeinen Siedlungsbereiches zielgerichtet 

fortgeführt (s. Kap. 6 der Begründung „Standortbegründung / Planungserfordernis“). Die Be-

völkerungsentwicklung wird berücksichtigt. Rahden wird als Siedlungsschwerpunkt erhalten, 

weiterentwickelt und die optimale Nutzung und Auslastung der umfangreich vorhandenen Inf-

rastruktureinrichtungen gewährleistet.  

 

Im Zuge der 89. Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgt neben der Ausweisung von 

Wohnbauflächen für das Plangebiet eine Bereinigung um nicht entwickelbare Bauflächen. 

Dadurch können die Flächenreserven im Siedlungsflächenmonitoring (SFM) aktualisiert wer-

den. 
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4.2 Hochwasserschutz / Starkregenereignisse 

Der Bundesraumordnungsplan „Hochwasserschutz“ BRPH (in der aktuell gültigen Fassung) 

hat das Ziel, länderübergreifend die von Starkregen und Hochwasser ausgehenden Gefahren 

zu verringern. Gemäß § 1 (4) BauGB besteht die Verpflichtung, die im BRPH festgelegten 

Ziele zu beachten und die Grundsätze im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen. Die 

Hochwasserkarten des Bundesamtes für Kartographie und Geodäsie (BKG) stellen eine Über-

sicht zur Verfügung, wo sich Überschwemmungsgebiete befinden bzw. wie stark sich Starkre-

genereignisse außerhalb von Fließgewässern auswirken können.  

Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb eines Überschwemmungsgebietes (gem. § 76 

Abs. 1 WHG) und nicht innerhalb eines Gefahren- bzw. Risikogebietes außerhalb von Über-

schwemmungsgebieten (gem. § 78 b WHG).  

Mit fortschreitendem Klimawandel ist eine Zunahme der Gefährdung durch Starkregenereig-

nisse zu erwarten. Unter Starkregen wird allgemein eine große Regenmenge innerhalb sehr 

kurzer Zeit verstanden. Diese Regenmengen übersteigen oftmals die Leistungsfähigkeit kom-

munaler Entwässerungsanlagen (z. B. Abwasserkanäle) und können bei ihrem Abfluss über 

die Geländeoberflächen erhebliche Schäden anrichten. Die „Hinweiskarte Starkregengefah-

ren“ des BKG bietet dabei einen Überblick über die Gefahrenbereiche bei Starkregenereignis-

sen. Die Karte enthält Daten über die maximale Überflutungstiefe, die maximalen Fließge-

schwindigkeiten sowie die Fließrichtung für ein außergewöhnliches (100-jährlich) regional dif-

ferenziert nach DWD KOSTRA-Daten und ein extremes Niederschlagsereignis (hN = 100 

mm/h). Die Starkregenhinweiskarte gibt für den Bereich des Plangebietes folgendes an: 

• Fließgeschwindigkeit extrem: 0,2 m/s bis - < 0,5 m/s 

• Überflutungstiefe extrem: 10 cm bis < 30 cm  

 

 
Hinweiskarte Starkregengefahren mit Darstellung Plangebiet: © BKG (2025) dl-de/by-2-0 Datenquel-

len: https://sgx.geodatenzentrum.de/web_public/gdz/datenquellen/datenquellen_topplusopen.html 
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Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung wurde eine wasserwirtschaftliche Vorplanung 

erarbeitet. Hierin wurden die vorgenannten Rahmenbedingungen berücksichtigt und Lösungs-

vorschläge für eine schadlose Niederschlagswasserbeseitigung aufgezeigt. Zur Verringerung 

des Überflutungsrisikos bei Starkregenereignissen wird die Entwässerungsplanung so gestal-

tet, dass anfallendes Oberflächenwasser kontrolliert über das Straßennetz und weitere ober-

flächige Notwasserwege den zentralen Versickerungs- und Rückhaltebereichen zugeführt 

werden kann. Aufgrund der Geländetopografie erfolgt die Ableitung in Richtung des westlichen 

Plangebietsrandes, der den tiefsten Bereich des Plangebietes bildet. Die Gebäude sind ober-

halb des Straßenniveaus zu errichten. Grundstücksentwässerungsanlagen sind an die ge-

plante Regenwasserkanalisation bzw. die vorgesehenen Versickerungsanlagen anzuschlie-

ßen und mit einem oberflächigen Notüberlauf zu versehen. Dadurch kann bei außergewöhnli-

chen Niederschlagsereignissen Regenwasser schadlos auf geeignete Bereiche abgeleitet 

werden. Für Grundstücke mit mehr als 800 m² abflusswirksamer Fläche ist gemäß DIN 1986-

100 ein Überflutungsnachweis zu erbringen. Hierdurch wird sichergestellt, dass bei Überlas-

tung der Entwässerungsanlagen anfallendes Niederschlagswasser auf dem jeweiligen Grund-

stück schadlos zurückgehalten werden kann. Insgesamt wird durch die vorgesehenen Maß-

nahmen das Risiko von Überflutungen innerhalb des Plangebietes deutlich reduziert. 

 

 

5 Immissionsschutz 

Vorbelastung durch verkehrliche Schallimmissionen 

Der Änderungsbereich wird von der Diepholzer Straße (B 239) im Westen und der Osnabrü-

cker Straße (K 58) im Süden beeinflusst. Von den genannten Verkehrsflächen gehen 

Lärmemissionen aus. In Bezug auf den Verkehrslärm wurde im Rahmen der verbindlichen 

Bauleitplanung eine schalltechnische Beurteilung durchgeführt (IPW 2019). Unter Berücksich-

tigung von Lärmschutzmaßnahmen ist die Entwicklung des Baugebiets „Osnabrücker Straße“ 

aus schalltechnischer Sicht möglich. Die ermittelten Überschreitungen der Orientierungswerte 

der DIN 18005 Tags und Nachts können mit passiven und aktiven Lärmschutzmaßnahmen 

bewältigt werden: 

- Lärmschutzwall innerhalb der öffentlichen Grünflächen entlang der B 239 

- passiver Lärmschutz an Gebäuden entsprechend der Lärmpegelbereiche 

Der Schutz der Bevölkerung vor Schallimmissionen kann damit gewährleistet werden. Die Er-

haltung gesunder Wohnverhältnisse ist in ausreichendem Maße möglich. 

 

Eine Überprüfung der Ergebnisse ist derzeit in Bearbeitung. Sofern erforderlich werden diese 

im Entwurf des B-Planes entsprechend aktualisiert. 

 

Vorbelastung durch gewerbliche u. sportliche Schallimmissionen 

Südlich der Osnabrücker Straße (K 58) befindet sich das Autohaus Ortgies mit Werkstatt. Auf-

grund der Entfernung von rund 250 m wird nicht von erheblichen Beeinträchtigungen auf den 

Änderungsbereich ausgegangen. Darüber hinaus sind im Umkreis zum Änderungsbereich 

keine weiteren gewerblichen Nutzungen vorhanden, die einen Einfluss auf die geplante Wohn-

nutzung haben könnten. Sportanlagen sind im näheren Umfeld zum Plangebiet ebenfalls nicht 

vorhanden. 
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Vorbelastung durch landwirtschaftliche Immissionen 

Der Änderungsbereich befindet sich in einem ländlich geprägten Raum, in dem es zwangsläu-

fig zu gewissen landwirtschaftsspezifischen Immissionen (Gerüche, Geräusche, Stäube) 

kommt, die aus der Nutztierhaltung bzw. der Bewirtschaftung umliegender Acker- und Grün-

landflächen resultieren. Letzteres kann jahreszeitlich und witterungsbedingt auch an Sonn- 

und Feiertagen sowie in den Nachtstunden auftreten. Diese Immissionen sind in ländlichen 

Gebieten ortsüblich, unvermeidbar und insofern zu tolerieren. Sie führen jedoch nicht zu un-

gesunden Wohnverhältnissen. Landwirtschaftliche Hofstellen mit Nutztierhaltung befinden 

sich nicht im Einwirkungsbereich zu den betroffenen Flächen. 

 

 

6 Standortbegründung / Planungserfordernis 

Die Stadt Rahden verfolgt das Ziel, dem bestehenden und künftig zu erwartenden Bedarf an 

Wohnbaugrundstücken im Zentralort Rahden durch die Entwicklung geeigneter Wohnbauflä-

chen zu begegnen. Der Bereich nördlich der Osnabrücker Straße wurde bereits im Rahmen 

einer städtebaulichen Rahmenplanung als zentrale Entwicklungsfläche für die Wohnnutzung 

identifiziert und durch Ratsbeschluss als Grundlage für die zukünftige Siedlungsentwicklung 

bestätigt. 

 

 
Städtebauliche Konzeption mit Nahversorger (Drees & Huesmann 2018) 

 

Der Standort weist aufgrund seiner Nähe zu den Einrichtungen der Daseinsvorsorge, den Bil-

dungs- und Betreuungseinrichtungen, den Einkaufsmöglichkeiten sowie den Freizeit- und Er-

holungsangeboten besonders günstige Voraussetzungen für eine Wohnbauentwicklung auf. 

Darüber hinaus ist eine gute überörtliche Verkehrsanbindung über die Osnabrücker Straße (K 

58) und die Diepholzer Straße (B 239) gegeben. Da die vorgesehenen Wohnbauflächen bis-

lang im Flächennutzungsplan als landwirtschaftliche Flächen dargestellt werden, ist zur Schaf-

fung der planungsrechtlichen Voraussetzungen eine Änderung des Flächennutzungsplanes 

erforderlich. Die Änderung erfolgt parallel zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 100 ge-

mäß § 8 (3) BauGB. 
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Gleichzeitig nutzt die Stadt Rahden das Änderungsverfahren, um den Flächennutzungsplan 

entsprechend den Empfehlungen der Bezirksregierung Detmold um Flächen zu bereinigen, 

die auf absehbare Zeit nicht entwickelbar oder städtebaulich nicht realisierbar sind. Hierdurch 

wird eine realitätsnahe Darstellung der verfügbaren Siedlungsflächenreserven ermöglicht. 

 

 

7 Inhalte der 89. Flächennutzungsplanänderung 

Ziel der 89. Änderung des Flächennutzungsplanes ist die Anpassung der vorbereitenden Bau-

leitplanung an die beabsichtigte wohnbauliche Entwicklung im Bereich „Nördlich Osnabrücker 

Straße“. 

Für den Bereich des B-Planes Nr. 100 werden die bisher dargestellten Flächen für die Land-

wirtschaft mit dem Zusatz „Siedlungsschwerpunkt“ künftig als Wohnbauflächen gemäß § 5 (2) 

Nr. 1 BauGB dargestellt. Entlang der Bundesstraße B 239 erfolgt ergänzend die Darstellung 

von öffentlichen Grünflächen. 

Die bestehende 110-kV-Freileitung einschließlich ihres Schutzstreifens bleibt unverändert be-

stehen und wird weiterhin nachrichtlich dargestellt. 

 

 
Ausschnitt wirksamer F-Plan 

 

Darstellung im wirksamen F-Plan  Darstellung in der 89. F-Plan-Änderung 

• Flächen für die Landwirt-

schaft 

4,7 ha  • Wohnbauflächen 3,3 ha 

   • öffentliche Grünflächen 1,4 ha 

Summe 4,7 ha   4,7 ha 

 

Parallel zur Neudarstellung der Wohnbauflächen erfolgt eine Bereinigung des Flächennut-

zungsplanes um nicht entwickelbare oder dauerhaft nicht realisierbare Bauflächen an anderer 

Stelle des Stadtgebietes. Durch diese Anpassung werden die tatsächlich verfügbaren Flächen-

reserven im Siedlungsflächenmonitoring (SFM) aktualisiert und die Flächennutzungsplanung 
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an die tatsächlichen Entwicklungsperspektiven der Stadt angepasst. Insgesamt führt die Än-

derung zu einer bedarfsgerechten Weiterentwicklung der Wohnbauflächen bei gleichzeitiger 

Reduzierung nicht aktivierbarer Flächenreserven. 

 

 
Ausschnitt wirksamer F-Plan (Bereinigung des F-Plans) 

 

Darstellung im wirksamen F-Plan  Darstellung in der 89. F-Plan-Änderung 

• Wohnbauflächen 6,2 ha  • Flächen für die Landwirt-

schaft 

6,2 ha 

 

 

8 Erschließung 

8.1 Verkehrliche Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung der geplanten Wohnbauflächen erfolgt über die Osnabrücker 

Straße. Von dort aus wird die innere Erschließung des Baugebietes über eine neu anzule-

gende Wohnstraße sichergestellt. Die konkrete Ausgestaltung der Erschließungsanlagen wird 

auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung (B-Plan Nr. 100) geregelt. Durch die unmittelbare 

Anbindung an das vorhandene Straßennetz ist eine leistungsfähige Erschließung der geplan-

ten Wohnbauflächen gewährleistet. Gleichzeitig besteht eine gute Anbindung an das überört-

liche Verkehrsnetz über die B 239. Die verkehrliche Konzeption berücksichtigt darüber hinaus 

die Möglichkeit einer zukünftigen Erweiterung der wohnbaulichen Entwicklung in östlicher 

Richtung. 

 

 

8.2 Technische Erschließung 

Die technische Erschließung des Plangebietes kann durch Anschluss an die vorhandenen Ver- 

und Entsorgungsinfrastrukturen der Stadt Rahden erfolgen. Die Versorgung mit Trinkwasser, 

Elektrizität, Telekommunikation und weiteren Medien kann über die bestehenden Netze si-

chergestellt werden. 
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Die Schmutzwasserentsorgung erfolgt durch Anschluss an die vorhandene öffentliche Kanali-

sation. Der Anschluss ist aufgrund der topographischen Verhältnisse im nordwestlichen Be-

reich des Plangebietes an das vorhandene Kanalnetz in der Straße „Im Mühlenfeld“ vorgese-

hen. 

Für die Niederschlagswasserbewirtschaftung ist ein Konzept vorgesehen, das auf einer Kom-

bination aus dezentraler Versickerung, Regenwasserrückhaltung und zentralen Versicke-

rungsflächen beruht. Hierzu werden innerhalb der vorgesehenen Grünflächen Rückhalte- und 

Versickerungsanlagen angelegt. Die Erschließungsplanung berücksichtigt zudem Maßnah-

men zur Starkregenvorsorge durch die Ausbildung oberflächiger Notwasserwege und die 

schadlose Ableitung außergewöhnlicher Niederschlagsereignisse. 

Insgesamt bestehen keine erkennbaren technischen Hindernisse, die einer Umsetzung der 

geplanten Flächennutzungsplanänderung entgegenstehen. 

 

 

9 Berücksichtigung der Umweltbelange 

Die Belange des Umweltschutzes gemäß § 1 (6) Nr. 7 BauGB sind im Rahmen der Bauleitpla-

nung zu berücksichtigen. Eine Prüfung der relevanten Schutzgüter erfolgt im Zuge der um-

weltbezogenen Fachbeiträge (Umweltbericht gem. § 2 Abs. 4 BauGB). 

Zur frühzeitigen und zielgerichteten Abstimmung des Untersuchungsrahmens wurde eine Sco-

ping-Unterlage erstellt (IPW, s. Anlage). Ziel dieser Unterlage ist es, den Inhalt, Umfang und 

Detaillierungsgrad der Umweltprüfung festzulegen und die maßgeblichen Umweltbelange und 

Schutzgüter im konkreten Planungszusammenhang darzustellen. Die Scoping-Unterlage dient 

als Grundlage für die Beteiligung der zuständigen Fachbehörden nach § 4 (1) BauGB und 

ermöglicht eine effektive Vorbereitung des Umweltberichts. 

 

 

10 Nachrichtliche Übernahme 

110-kV-Freileitung 

Durch den westlichen Bereich des Änderungsbereiches verläuft eine 110-kV-Freileitung mit 

zugehörigem Maststandort. Die Leitung einschließlich des beidseitig jeweils 20 m breiten 

Schutzstreifens wurde nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen. 

Die nachrichtliche Darstellung dient der Information über die bestehende Versorgungseinrich-

tung und die daraus resultierenden Nutzungsbeschränkungen. Innerhalb des Schutzstreifens 

sind die Anforderungen des Leitungsbetreibers insbesondere hinsichtlich der Errichtung bau-

licher Anlagen, der Geländeveränderungen sowie von Anpflanzungen zu beachten. Zur Ver-

meidung von Nutzungskonflikten wird der von der Freileitung betroffene Bereich überwiegend 

als öffentliche Grünfläche dargestellt. Die Funktion und Sicherheit der Hochspannungsleitung 

bleiben dadurch dauerhaft gewährleistet. 
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11 Abschließende Erläuterungen 

Altlasten 

Nach derzeitigem Kenntnisstand liegen keine Hinweise auf Altlasten, Altablagerungen oder 

sonstige schädliche Bodenveränderungen innerhalb des Änderungsbereiches vor. Auch für 

die nähere Umgebung sind keine entsprechenden Belastungen bekannt. Sollten im Zuge von 

Bauarbeiten bislang unbekannte Bodenverunreinigungen festgestellt werden, sind die zustän-

digen Behörden unverzüglich zu informieren und die erforderlichen Maßnahmen abzustim-

men. 

 

Kampfmittel / Rüstungsaltlasten 

Es liegen derzeit keine Hinweise auf das Vorhandensein von Kampfmitteln innerhalb des Än-

derungsbereiches vor. Dennoch kann nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden, dass bei 

Erdarbeiten Kampfmittelfunde auftreten. Werden im Rahmen von Bauarbeiten verdächtige 

Gegenstände oder Hinweise auf Kampfmittel festgestellt, sind die Arbeiten unverzüglich ein-

zustellen und die zuständigen Behörden zu benachrichtigen. 

 

Bodendenkmale 

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind innerhalb des Änderungsbereiches sowie in dessen nä-

herer Umgebung keine Bodendenkmale bekannt. Da archäologische Bodenfunde grundsätz-

lich nicht ausgeschlossen werden können, sind bei deren Entdeckung die gesetzlichen Mel-

depflichten gemäß Denkmalschutzgesetz Nordrhein-Westfalen zu beachten. 

 

Baudenkmale 

Innerhalb des Änderungsbereiches und seiner näheren Umgebung sind nach aktuellem Kennt-

nisstand keine Baudenkmale vorhanden, die durch die Planung beeinträchtigt werden könn-

ten. Belange des Denkmalschutzes stehen der Umsetzung der Planung daher nicht entgegen. 

 

 

12 Bearbeitungs- und Verfahrensvermerk 

Die 89. Änderung des Flächennutzungsplanes mit der Begründung wurde in Abstimmung und 

im Einvernehmen mit der Stadt Rahden ausgearbeitet. 

 

Wallenhorst, __.__.____ 

IPW INGENIEURPLANUNG GmbH & Co. KG ………………………………….. 

 Matthias Desmarowitz 

 

 

Die Begründung zur 89. Änderung des Flächennutzungsplanes hat dem Rat der Stadt Rahden 

beim Feststellungsbeschluss in seiner Sitzung am __.__.____ vorgelegen. 

 

Rahden, __.__.____ 

Der Bürgermeister  In Vertretung …………………………………..

 (Siegel)  (Drunagel) 

 


